
Freizeitpolitik

Di1ie Bundesregierung verbreitet ZUuUr eıt ıne Drucksache mit dem Titel „Freizeitpoli-
t1k“: 1n ihr 1St die Antwort des Bundesministers für Jugend, Famiılie und Gesundheit
VO 1974 auf ıne Anfrage VO  3 Abgeordneten enthalten. Das Wort „Freizeit-
polıtık“ allein weckt 1U  —$ schon Befürchtungen. Die eiınen sehen die total bürokratisierte
Gesellschaft 1m Sınn Orwells auf sıch zukommen; andere Malen sıch die zweıtel-
hafte Freude AusS, wıeder einmal die „Wılhelm Gustloft“ der Devıise „Kraft durch
Freude“ See stechen sehen. Erinnerungen die Jahre AL und Erinnerun-
ZCNH die Zukunft sind eben bei einem solchen Stichwort nıcht auszulöschen. Sınd die
Befürchtungen begründet?

Welche Prinzıpien sınd be1 der Erarbeitung der Ireizeitpolitischen Konzeption der
Bundesregierung VO  5 Bedeutung gewesen? Das Prinzıp staatlıcher Zuständigkeit, weıl
die Befriedigung der steigenden Freizeitbedürfnisse Probleme aufwerfe, „dıe weder
VO einz7elnen noch VO freien Spiel der Kräfte allein zufriedenstellend velöst werden
können“. Das Prinzip des Angebots: Freizeitpolitik „schreıbt nıcht N-OXLs W1€e Freıizeit
sinnvoll gestalten 1St, sondern cha A* Voraussetzungen für entsprechende Eıgenent-
scheidungen der Bürger un klärt über Möglichkeiten der Freıizeıt, auch 1mM Hınblick
auf ıne Siıcherung der Gesundheit als Zustand völligen körperlichen, geistig-seelischen
un: soz1alen Wohlbefindens, autf“ Das Prinzıp der Gleichheit Freizeitpolitische Be-
mühungen „sollen dazu beitragen, insbesondere für bisher 1n ihrer Freizeit benachtei-
lıgte Gruppen bessere Voraussetzungen schaffen“ Das Prinzıp der integrierten Ge-
sellschaftspolitik; denn die Freizeitpolitik 1St TEl eiıner Gesellschaftspolitik, die dar-
autf gerichtet 1St, humane, soz1a]| gerechte und demokratische Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen für alle Bürger chaften“ Dieser Katalog endet MIt dem programmatı-
schen Satz „MmMumanısierung der Arbeitswelt 1St insotfern ine sehr wichtige Voraus-
SCETZUNG für eine auf Selbstbestimmung des Bürgers angelegte Freizeitpolitik, die allen
Bevölkerungsgruppen iıne Chance unabhängigem Lebensgefühl und eigener Inıtıa-
tive und einem nach eigener Sıcht erfüllten Freizeiterleben bıetet.“

In der weıteren Entftfaltung dieses Programms werden rückblickend stolze Berichte
über bisher Geleistetes 1n der Raumordnung, 1m Bundeswaldgesetz, 1m Breıtensport USW.,

gebracht, werden weıtere Planungen 1m Naherholungsverkehr, 1n den Sıedlungs-
strukturen, ın der Freizeitforschung 1n Aussıcht gestellt.

Was 1St VO  w} a ll dem halten? Zuerst ware testzustellen, da{ß die „Freizeitpolitik“
der Bundesregierung VOIT Mınısterium für Jugend, Familie und Gesundheit wahrge-
ommen wiırd. Die Regelung der Bayerischen Staatsregierung scheint sachgerechter
se1n; denn s1e ordnet diesen Aufgabenbereich dem Ressort „Landesentwicklung und
Umweltfragen“ Bereıts darın kommt die Vorentscheidung ZU Ausdruck, Freizeit-
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polıtik grundlegend als „Umweltpolitik“ verstehen, wW1e die Studie der Bayerischen
Staatsregierung „Freizeitverhalten“ (vom November deutlich zeigt.

An ıne 1n der Tat moderne Freizeitpolitik waren die folgenden Forderungen
stellen: Freizeitpolitik mü{fßte den Freiheitsraum des Bürgers respektieren. Es reicht
nıcht AaUS, das Wort „Freiheit“ deklamieren. Es müßten auch die Langzeitwirkungen
gezielter Maßnahmen kalkuliert werden. e1ım Abwägen 7zwischen der Hinnahme e1nes
mMOomentanen Freizeit-Defizits (einer bestimmten Gruppe etwa) un der Suggestion
eıner totalen Bürokratıisierung scheint das geringere bel se1n, das MOMENTAN: De-
”Z1It hinzunehmen. Infolgedessen mu{ jede Freizeitpolitik ZUr Privatıinıtlative ermut1-
SCI, Entscheidungen (zwischen vielfältigen Angeboten) führen, mu{f Freiheit 1n
Freizeit ermöglichen und nıcht allmählich un: under and das Gegenteıl bewirken.

Freizeitpolitik müfßte sıch das Prinzıp der Subsidiarität halten und alle 1n der
Freizeıit tatıgen Gruppen un: Unternehmungen unterstutzen. Gerade durch diese Hıl-
ten könnte beim Bürger nıcht 1LLUL politisches und soz1iales ngagement ermöglicht WEeT_r-

den: könnte ıhm gerade dadurch BewulfStsein KOomMmen, daß diıe Gestaltung der
Freizeit seıne eıgene Sache 1St, die ıhm nıemand abnehmen 11l un kann.

Freizeitpolitik mußte den Zusammenhang 7zwischen Freizelt un Sinnfrage des
Menschen realısıeren. Das SOgENANNTE Freizeitproblem entsteht dort, eın Lebenssinn
tehlt Nun zeigt die Bundesregjierung 1n dieser rage oroße Enthaltsamkeıt. Sıe spricht
ohl VO  = eliner „sinnvollen“ un: „erfüllten“ Freizeıit, Sagt aber nırgendwo, welche
Funktion „Sınn  C hat (vgl auch ıhren Begrift VO  w} „Gesundheit“). Die VO  w ıhr 1n den
etzten Jahren finanzıerten Aufklärungsschriften OD Tıps für Freizeitspafßs“, „Die
Ferien des Herrn Schlapp-Schlapp“, „Ferıen MI1t Fantasıe“ hıelten sıch die yleiche
Maxıme. Läßt sıch dieses Vakuum Sinngebung aufrechterhalten? Wıird siıch nıcht
allmählich MI1t der Ideologıe des Konsums üllen? Mıt manipulıerten Glücksvorstellun-
gen? Mıt dem verordneten Glück der Neomarxısten? In dieser Hinsicht 1St die Baye-
rische Staatsregıierung wenı1ger 1n antımetaphysischen Apriorı1s befangen; denn S1€e spricht
VO  e eiıner „Analyse des Freizeitverhaltens ARN sozialpsychologischer, sozialmedizinı-
scher, sozialpädagogischer SOWI1Ee ethischer Sıcht“. 1ermıt wiıird nıcht gefordert, da{ß$ der
Staat dıe Aufgabe der Kıirchen übernehme. ber müfte den Platz einer letztgültigen
Sinngebung treihalten, Ja müfßte alles Interesse daran haben, dafß die Kirchen un:
andere Weltanschauungsgruppen jene exıistentielle Hılftfe leisten, die als säkularisıer-
ter un: neutraler Staat nıcht geben ann

Solange der Zusammenhang 7zwischen Freizeit un Sinnfrage nıcht gesehen wiırd,
kann iINan die eingangs geENANNTEN Befürchtungen der Freizeitpolitik gegenüber a2um
zurückweisen:;: denn ine Regierung nıcht den Mut hat, diese Zusammenhänge Z

Kenntnis nehmen, werden sich, w1e erwıesen, andere einstellen, die das olk „be-
glücken“ un se1 nach dem Motto „Pancmn et. ciırcenses“.
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